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1. Welche zwingenden Gründe haben die Bundesregierung veran- 
laßt, durch die Verordnung über die Erstattung von Umsatz- 
steuer an ausländische ständige diplomatische Missionen und 
ihrer ausländischen Mitglieder vom 3. April 1970 (BGBl. I S. 316) 
eine Umsatzsteuerfreiheit für ausländische Diplomaten auszu- 
sprechen? Warum hat die Bundesregierung in dieser Frage ein- 
seitig eine nationale Regelung getroffen, anstatt sich, wie die 
frühere Bundesregierung, weiterhin um eine Gemeinschafts- 
lösung für alle Mitgliedstaaten der EWG zu bemühen? 

Die Bundesregierung hat es aus politischen Erwägungen für 
zweckmäßig gehalten, von der in dem Gesetz zu dem Wiener 
Übereinkommen vom 18. April 1961 über diplomatische Bezie- 
hungen vom 6. August 1964 (Bundesgesetzbl. II S. 957) enthal- 
tenen Ermächtigung Gebrauch zu machen und den ausländischen 
ständigen diplomatischen Missionen sowie deren ausländischen 
Mitgliedern umsatzsteuerliche Vergünstigungen zu gewähren. 
Sie ist damit dem Beispiel einer Reihe anderer Staaten gefolgt, 
die ebenfalls Vorrechte bei der Umsatzsteuer einräumen. 

Die vor mehr als einem Jahr eingeleiteten Verhandlungen um 
eine einheitliche Lösung innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften haben bisher noch nicht zu einem Abschluß geführt. Ein 
solcher ist auch zumindest in näherer Zukunft noch nicht zu er- 
warten. Daher hat sich die Bundesregierung für eine Interims- 
lösung entschieden, die - so hofft sie - im Laufe der Zeit durch 
eine einheitliche Regelung ersetzt werden kann. 


2. Sind vor Erlaß der Umsatzsteuererstattungs-Verordnung die 
Regierungen der anderen Mitgliedstaaten der EWG über die 
Zweckmäßigkeit der beabsichtigten deutschen Regelung gehört 
worden? Wie haben diese Regierungen und die zuständigen 
Stellen der EWG auf das deutsche Vorgehen reagiert bzw. 
welche Meinungsäußerungen und Erklärungen sind bis jetzt 
dazu bekanntgeworden? 
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Für die Bundesregierung bestand angesichts des Übergangs- 
charakters der Regelung kein Anlaß, vor Erlaß der Verordnung 
die anderen Mitgliedstaaten der EWG zu konsultieren. 

Nach Erlaß der Verordnung hat die Bundesregierung die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften unterrichtet. Die 
Regierungen der Mitgliedstaaten und die Kommission haben 
sich zu den gewährten umsatzsteuerlichen Vergünstigungen 
bisher nicht geäußert. 


3. Glaubt die Bundesregierung weiterhin, daß die eingeführte 
Vergünstigung lediglich eine Interimsregelung darstellt, oder 
hat sie inzwischen die Erkenntnis gewinnen müssen, daß die 
anderen Mitgliedstaaten der EWG, die keine oder weniger 
großzügige Vergünstigungen für Diplomaten gewähren, durch 
die deutsche Regelung präjudiziert werden können? 


Wie bereits ausgeführt wurde, betrachtet die Bundesregierung 
die ab 1. Januar 1970 bestehende Regelung als eine Interims- 
lösung. Dementsprechend sind die ausländischen Missionen 
darüber unterrichtet worden, daß die Verordnung vorbehaltlich 
einer einheitlichen Regelung durch die Europäischen Gemein- 
schaften ergangen ist. 

Die getroffene Regelung kann schon deshalb die übrigen Mit- 
gliedstaaten nicht präjudizieren, da andere Staaten - Frankreich, 
die Niederlande und Belgien - bereits Vergünstigungen 
gewähren, zum Teil sogar weitergehende. 


4. Auf welche Weise und nach welchen Grundsätzen will die 
Bundesregierung die Wahrung des Prinzips der Gegenseitigkeit 
sicherstellen, von dem die Anwendung der Vergünstigung 
abhängig ist? 

Gegenseitigkeit besteht, soweit der Entsendestaat eine der 
Umsatzsteuer entsprechende Steuer nicht erhebt oder, bei Er- 
hebung einer solchen Steuer, entsprechende Vergünstigungen 
gewährt. Im Verhältnis zu welchen Staaten diese Voraussetzun- 
gen gegeben sind, wird gegenwärtig unter Einschaltung der 
deutschen Missionen im Ausland geprüft. Außerdem sind die 
hiesigen ausländischen Missionen um ihre Mitwirkung gebeten 
worden. Auf der Grundlage dieser Feststellungen werden die 
vorgesehenen Vereinbarungen mit den einzelnen Entsende- 
staaten über die Gewährung der Vergünstigungen getroffen 
werden. 


5. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß durch die Verord- 
nung vom 3. April 1970 ein neuartiges Umsatzsteuerprivileg 
geschaffen worden ist, das zu Berufungen in anderen Eällen 
Anlaß geben kann? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß etwaige Berufungen 
auf die Regelung für ausländische ständige Missionen und ihre 
ausländischen Mitglieder nicht begründet wären, da gleiche 
Voraussetzungen bei anderen Einrichtungen oder Personen- 
gruppen nicht vorliegen. 
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6. Ist sich die Bundesregierung darüber im Klaren, daß die Durch- 
führung der neuen Steuervergünstigung beachtliche Verwal- 
tungserschwerungen verursacht, und wie vereinbart die Bundes- 
regierung diese Tatsache mit ihren wiederholt abgegebenen 
Erklärungen, das Steuerrecht und die damit verbundenen Ver- 
waltungsfunktionen vereinfachen zu wollen? 


Die Verwaltungsmehrarbeit, die durch die Verordnung entsteht, 
hält sich in einem vertretbaren Rahmen, zumal die Erstattungs- 
anträge ausschließlich von der Zentralen Bundesbetriebsprü- 
fungsstelle - Steuer - bearbeitet werden. Die Finanzämter wer- 
den mit der Durchführung der Verordnung nicht befaßt. 


7. Wie hoch sind die durch die Verordnung vom 3. April 1970 
entstehenden Steuerausfälle im Zeitraum der Finanzplanung? 


Die Steuerausfälle, die sich ergeben, lassen sich nur schwer 
schätzen. Sie dürften in jedem Falle unter 5 Mio DM im Jahre 
liegen. 


8. Glaubt die Bundesregierung, daß Befreiungsmaßnahmen bei der 
Umsatzsteuer der geeignete Weg sind, sich gegenüber dem 
Ausland einen „good will" zu verschaffen? 


Die Bundesregierung hat die Regelung getroffen, um sich einer 
internationalen Entwicklung anzuschließen, die sich in anderen 
Staaten bereits seit längerem angebahnt hat. Sie hat es als 
unbefriedigend empfunden, daß deutsche Missionen im Ausland 
Erleichterungen bei der Umsatzsteuer erhalten, ohne daß die 
Bundesrepublik Deutschland den hiesigen Missionen der betref- 
fenden Staaten entsprechende Erleichterungen anbietet. 


Möller 



